
Jerusalem. Israels Regierungschef
Naftali Bennett hat Bundeskanz-
lerin Angela Merkel (CDU) bei
ihrem Abschiedsbesuch als „mo-
ralischen Kompass des gesamten
europäischen Kontinents“ gewür-
digt. Israel sei dankbar für Mer-
kels besonderen Einsatz für sei-
ne Sicherheit, sagte Bennett in Je-
rusalem. Er lobte Merkels Rolle
„bei der Festigung dieser außer-
gewöhnlichen Beziehung, die auf
einer historischen, riesigenWun-
de basiert“. Sie habe Israel gegen-
über keine „neutrale“ Position
eingenommen, sondern stehe
stets klar an der Seite des jüdi-
schen Staates. dpa

Kanzlerin Angela Merkel traf den israelischen Ministerpräsidenten
Naftali Bennett.
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Regierungschef BennettwürdigtMerkelAntisemitismus
Halle erinnert
anAnschlag
Halle. Mit Glockengeläut, Kranz-
niederlegungen, Mahnwachen
und Kundgebungen ist am Sams-
tag in Halle der Opfer des Syn-
agogen-Anschlags vom 9. Oktober
2019 gedacht worden. Hunderte
hielten um 12.04 Uhr auf dem
Marktplatz inne. Zu dem Zeit-
punkt hatte der schwer bewaffne-
te Rechtsextremist Stephan B.
2019 versucht, am Feiertag Jom
Kippur in die Synagoge einzu-
dringen. Als er scheiterte, er-
schoss er draußen eine 40-Jähri-
ge und einen 20-Jährigen. epd

Gerd Müller, Bundesentwicklungsmi-
nister (CSU), fordert gegenüber den
„Funke-Medien“ mehr Anstrengung
zum Erhalt der Biodiversität.

„Wir haben keine Zeit
zu verlieren. Jeden
Tag sterben 150 Arten
aus.“

SATZ DES TAGES KardinalWoelki
Abschied in
die Auszeit
Köln.Der umstrittene Kölner Kar-
dinal Rainer Maria Woelki hat
sich in seine vom Papst gewähr-
te Auszeit verabschiedet. „Zu-
nächst werde ich 30-tägige Exer-
zitien machen, auch ein Grund,
warum ich den Heiligen Vater um
diese Auszeit gebeten hatte“, sag-
te der Erzbischof am Sonntag im
„Wort des Bischofs“ auf dem On-
line-Portal domradio.de. An-
schließend wolle er sich in Nach-
barländern, vielleicht in den Nie-
derlanden, über deren Wege der
Seelsorge informieren. kna

S PD und FDP in einer
Koalition – das gab es
unter den Kanzlern
Willy Brandt und Hel-
mut Schmidt schon ein-
mal. Der bekennende

Linksliberale Gerhart Baum, der
unter Schmidt Innenminister war,
sieht durchaus Parallelen zur heu-
tigen Zeit. Eine Ampelkoalition
böte seiner Partei die Chance, ihr
Profil zu erneuern, so der 89-Jäh-
rige. Der Liberalismus müsse wie-
der ganzheitlicher gedacht wer-
den, fordert er im Gespräch mit
dieser Zeitung.

Herr Baum, 52 Jahre ist es her, dass
Willy Brandt die erste sozialliberale
Koalition Deutschlands begründete.
Sehen Sie Parallelen zu heute?
Gerhart Baum: Ja, durchaus. Da-
mals wie heute hatten wir histo-
rische Aufgaben zu bewältigen.
Damals gab es eine doppelte Re-
formnotwendigkeit: die Beendi-
gung des Kalten Krieges durch
eine neue Deutschland- und Ost-
politik sowie fundamentale Re-
formen in allen Bereichen der Ge-
sellschaft. Wir wollten die Nach-
kriegszeit beenden und die Le-
benswirklichkeit an den
Forderungen des Grundgesetzes
messen. Der Leitspruch war
„Mehr Demokratie wagen“. Das
war und ist in abgewandelter
Form angesichts neuer Heraus-
forderungen auch heute notwen-
dig.

Inwiefern?
Die Situation ist in ihren Grund-
zügen durchaus vergleichbar mit
der heutigen. Wieder geht es um
Außenpolitik, wieder geht es um
innere Reformen. Europa muss
sich in einer aus den Fugen gera-
tenen Welt behaupten. Die Riva-
lität zwischen China und den
USA droht Europa zu marginali-
sieren, wenn es sich nicht endlich
strukturell stärkt. Zudemmüssen

Wachstumsimpulse freigesetzt
und Solidarität mit den Schwä-
cheren gelebt werden.

Aber nicht nur die Instrumente, die
für diese Aufgaben in denWerkzeug-
kästen von SPD, Grünen und FDP lie-
gen, unterscheiden sich deutlich. Die
FDPwar in den 60er und 70er Jahren

auch eine andere Partei. Sie war
noch geprägt von den „Freiburger
Thesen“, in denen Sozial- und Um-
weltpolitik eine weit größere Rolle
gespielt haben, als sie es heute tun.
Die FDP definierte in diesem Pro-
gramm, das jetzt gerade 50 Jahre
alt wird, einen „Sozialen Libera-
lismus“: freie Wirtschaft, aber

auch die notwendige Solidarität
in der Gesellschaft. Und es bein-
haltete das erste Umweltpro-
gramm in Deutschland. Es gibt Li-
berale, auch unter der jüngeren
Generation, die den Geist der
Freiburger Thesen wieder zum
Leben erwecken wollen, Johannes
Vogel etwa oder auch Konstantin
Kuhle. Sie wollen den Liberalis-
mus wieder breiter aufstellen. Na-
türlich wird ein Schwerpunkt
weiterhin aufWirtschafts- und Fi-
nanzpolitik liegen, aber eben in
den notwendigen ethischen Gren-
zen. Der Liberalismus muss die
ganze Gesellschaft im Auge ha-
ben. Ich kann mir vorstellen, dass
über einer Ampelkoalition auch
ein Hauch Freiburg liegen könn-
te.

Bereitet Ihnen diese Entwicklung als
Linksliberalem ein bisschen Genug-
tuung?
So weit würde ich nicht gehen.
Aber ich blicke optimistisch in
die Zukunft und sehe, dass meine
Partei alte Themen wiederent-
deckt.

1982 fand die sozialliberale Koalition
unter Helmut Schmidt allerdings ein
vorzeitiges Ende: Der linke Flügel sei-
ner Partei rebellierte gegen ihn auf.
Die Ähnlichkeit zu heutigen Konflikt-
linien ist frappierend.Was ist aus Ih-
rer Sicht damals passiert?
In der SPD sorgte der Nato-Dop-
pelbeschluss für Aufruhr, der
Atomwaffen auf deutschem Bo-
den bedeutete. Schmidt und die
FDP wollten ihn umsetzen. Auf
dem Feld der Haushaltspolitik
gab es ebenfalls Entfremdun-
gen . . .

. . . ein SPD-Parteitag hatte sich für
Steuererhöhungen ausgesprochen,
was für Streit mit der FDP sorgte.
Gleichzeitig hatte sich die Rolle Hel-
mut Kohls in der CDU nach derWahl-
niederlage von Franz-Josef Strauß

gefestigt, wodurch eine Annäherung
mit der FDP stattfinden konnte, vor
allem auf Drängen desWirtschafts-
flügels . . .
. . . wir, eine starke Minderheit in
der FDP, wollten Schmidt den-
noch nicht stürzen, aber Teile sei-
ner eigenen Partei ließen ihn fal-
len. So erging es 2005 auch dem
Bundeskanzler Gerhard Schröder,
der keinen anderen Weg als vor-
gezogene Neuwahlen sah, um sei-
nen linken Flügel zu disziplinie-
ren. Er hat die Wahl dann verlo-
ren. Hoffentlich wiederholt sich
so etwas jetzt nicht.

Und die FDP?
Sie hat den Kanzlersturz unmit-
telbar bewirkt und nahm Ab-
schied von den Themen des „Frei-
burger Programms“, also vom
Umweltschutz und von dem Be-
mühen, mehr Gerechtigkeit in der
Gesellschaft zu bewirken.

Kohl übernahmmithilfe der FDP die
Macht. Es folgte ein „Parteitag der
Tränen“, auf dem die FDP sich von
ihrer sozialliberalen Ausrichtung
verabschiedete. Haben Sie auch
geweint?
Es war eine aufgewühlte Stim-
mung damals, ich hatte für den
stellvertretenden Vorsitz kandi-
diert, um die Partei nicht dem
Wirtschaftsflügel zu überlassen.
Ich konnte daraus nicht viel ma-
chen. Hildegard Hamm-Brücher,
Burkhard Hirsch, ich blieben,
aber viele andere verließen die
Partei. Das hat unseren Flügel au-
ßerordentlich geschwächt. Ich
könnte mir vorstellen, dass heu-
te die junge Generation Interes-
se an den Themen einer „Frei-
heitspartei“ hat, solche wurden
von der FDP ja auch im Wahl-
kampf vertreten. Dazu gehört
auch, dass im Internet und von
den großen Firmen des Überwa-
chungskapitalismus Freiheit ver-
nichtet wird.

„EinHauch
von
Freiburg“
Regierungsbildung Zwischen 1969, als die
erste sozial-liberale Koalition besiegelt
wurde, und heute gibt es durchaus
Parallelen, sagt der bekennende Linksliberale
Gerhart Baum im Interview. Von Igor Steinle

Zur Person
Gerhart Baum (89)
saß von 1972 bis 1994 für
die FDP im Bundestag.
Von 1978 bis 1982 war er
Bundesinnenminister.
Zuvor arbeitete der Ju-
rist als Parlamentari-
scher Staatssekretär im
Ministerium. Bis heute
gilt Baum als profilier-
tester Vertreter des
linksliberalen Flügels der

FDP, der sich für den
Schutz von Bürgerrech-
ten einsetzt und Ein-
schränkung durch
staatliche Überwachung
zu verhindern sucht.
Zuletzt erschien von
ihm das Buch
„Freiheit – ein Appell“
im Benevento-Verlag.
Gerhart Baum lebt in
Köln.

Gerhart Baum diskutiert immer noch gerne mit, wie hier bei „AnneWill“ im Februar 2020. Foto:Wolfgang Borrs/dpa

FDP-Urgestein Ger-
hart Baum bei einer
Rede im Juni 2021.
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Hintergrund

Vielstimmig und kontroverswird in
der CDU über einen Neuanfang
und das Führungspersonal disku-
tiert. Am Montag will Noch-Par-
teichef Armin Laschet dem Prä-
sidium einen Vorschlag machen,
wie er sich die Regelung seiner
Nachfolge vorstellt. Zunächst
dürfte es um das Datum und den
Ort eines Parteitags gehen und
noch nicht um Namen. Aber es
wird wild spekuliert.

Der Vorsitzende des einfluss-
reichen ParlamentskreisesMittel-
stand der Unions-Bundestags-
fraktion, Christian von Stetten,
forderte in der „Bild am Sonntag“
den Rücktritt des gesamten Prä-
sidiums. Der Abgeordnete aus
Künzelsau, der CSU-Chef Markus
Söder als Kanzlerkandidaten un-
terstützt hatte, beklagte, das Prä-
sidium habe Laschet gegen alle
Umfragewerte, gegen die CSU,
gegen die Bundestagsfraktion und
gegen die Parteibasis durchge-
setzt. Da er dieWahl nicht gewon-
nen habe, habe das gesamte Prä-
sidium ein Akzeptanzproblem
„und muss seine Ämter zur Ver-
fügung stellen“.

Treuhänder statt Parteichef?
Vonmehreren Seiten kam die An-
regung, vorübergehend solle es
einen Parteichef geben, der sich
als Moderator sieht und nicht als
künftigen Kanzler. Die schles-
wig-holsteinische Bildungsminis-
terin Karin Prien brachte in der
„Frankfurter Allgemeinen Sonn-
tagszeitung“ einen „Treuhänder“
ins Spiel, der keine eigenen Am-
bitionen hat. Damit können sich
auch andere anfreunden. Als Na-
men werden unter anderem La-
schet, Fraktionschef Ralph Brink-
haus und FriedrichMerz genannt.

Eine Gruppe junger CDU-Po-
litiker forderte in der „Welt am

Sonntag“ die Beteiligung aller
Mitglieder bei der Neubesetzung
der Parteispitze. Auf einem Mit-
glieder-Reformparteitag solle die
Parteibasis den inhaltlichen Kom-
pass neu ausrichten, schrieben
unter anderem der Chef der Jun-
gen Union, Tilman Kuban, und
der Bundestagsabgeordnete Phi-
lipp Amthor.

Zwei prominente CDU-Politi-
ker zumindest setzten am Wo-
chenende überraschend ein per-
sönliches Zeichen: Verteidigungs-
ministerin Annegret Kramp-Kar-
renbauer undWirtschaftsminister
Peter Altmaier verzichteten auf
ihr Bundestagsmandat. Damit er-
möglichen sie zwei jüngeren Par-
teifreunden die Rückkehr in den
Bundestag.

In der Kritik steht auch die
Rolle der CSU. „Das Jahr 2021
markiert einen Tiefpunkt unserer
Zusammenarbeit und unseres
Umgangs miteinander“, schrieb
Merz in einem Newsletter. Das
Verhalten der Schwesterpartei sei
„stillos, respektlos und strecken-
weise rüpelhaft“ gewesen.

Dieter Keller

Die CDU sucht
ihre Zukunft

Die schleswig-
holsteinische Bil-
dungsministerin
Karin Prien.FO

TO
:C

H
R
IS

TO
P
H

S
Ö
D
ER

/D
PA

3Montag, 11. Oktober 2021

Dieses Dokument ist lizenziert für Voebb-Servicezentrum, ui58016c.
Alle Rechte vorbehalten. © SÜDWEST PRESSE.  Download vom 20.01.2022 13:00 von bib-voebb.genios.de.


